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Bedrohung des Beistandes
Sachverhalt

Im Fall einer Kindesschutzmassnahme wurde anlässlich des rechtlichen Gehörs durch die Gebrüder der Kindsmutter eine Bedrohung gegenüber dem Kindsbeistand ausgesprochen. Dieser Konflikt konnte im Gespräch bereinigt werden. Der Kindsbeistand besichtigte anschliessend eine Mutter-Kind-Einrichtung. Nach diesem Besuch meldete sich erneut ein Bruder der Kindsmutter mit dem Hinweis, dass der Grossvater des Kindes mütterlicherseits drohte, den Kindsbeistand zu erschiessen. Der Beistand wollte bei der Gemeindebehörde eine Vorladung der Betroffenen erwirken. Die Gemeindebehörde lud die Betroffenen nun ein (keine Vorladung). 

Fragen:

Gibt es rechtliche Grundlagen, welche eine Vorladung hätten begründen können? Welche strafrechtlichen Instrumente stehen zur Verfügung, um den Kindsbeistand zu schützen?

Erwägungen

1. Grundsätzlich ist immer so weit als möglich abzuklären, ob es sich bei solchen Drohungen um hilfloses Imponiergehabe oder um Drohungen mit substanziellem Gefahrenpotenzial handle. Wenn ein Bruder solche Botschaften hinterlässt, wäre aus meiner Sicht eine der ersten Rückfragen, weshalb der Grossvater den Beistand erschiessen wolle. Vielleicht ist ihm ja nicht bekannt, dass dieser zur Unterstützung der Mutter und zur Stärkung der Position des Kindes eingesetzt ist und nicht zur Bedrohung eines Familienlebens.

2. Wie die Besprechung mit den Brüdern ergeben hat, kann in dieser Familie offenbar kommuniziert werden. Auf welche Art dies geschehen soll, kann nicht generell beantwortet werden, sondern hängt – wie so vieles in diesem Metier -  von den einzelnen Umständen ab. Der Beistand könnte mit dem Grossvater eine telefonische Rücksprache nehmen und sich besorgt zeigen über den innerfamiliären Missmut, er könnte sich auch danach erkundigen, was den Grossvater so in Erregung gebracht habe und die Sache richtig stellen, er hat aber auch die Möglichkeit, die Polizei einzusetzen beziehungsweise Strafanzeige einzureichen, wenn die Drohung ernst gemeint ist, um nur einige Vorgehensweisen zu skizzieren.


3. Je nach Organisation übernehmen Vorgesetzte aufgrund ihrer arbeitgeberischen Fürsorgepflicht gegenüber dem Personal die Klärung solcher Vorfälle. Diesfalls bleibt in der Regel keine andere Möglichkeit als die einer Einladung. Von Vorladungen spricht man dagegen eher im Rahmen von Beweisverfahren, wenn es um ein Parteiverhör oder eine Zeugeneinvernahme geht (Art. 19 Abs. 1 lit. d und e VRPG). Es bleibt darauf hinzuweisen, dass im Kanton Bern nebst der Behörde selbst nur Personen mit einer abgeschlossenen juristischen Ausbildung zur förmlichen Einvernahme der Parteien und Zeugen befugt sind, nicht aber anderes Hilfspersonal der Vormundschaftsbehörde wie z.B. ein juristisch nicht geschulter Vormundschaftssekretär oder Sozialarbeitende (Art. 19 Abs. 3 VRPG). Wenn eine Person, die einen Beistand bedroht, zum Gespräch aufgeboten wird, handelt es sich in der Regel nicht um ein förmliches Verwaltungsverfahren, weshalb die Vorladung entfällt.

4. Bleiben die strafrechtlichen Möglichkeiten: Ernsthaften Drohungen lässt sich mit Art. 285 Ziff. 1 und Art. 286 StGB entgegen treten. 

Art. 285 StGB Gewalt und Drohung gegen Behörden und Beamte

1 Wer eine Behörde, ein Mitglied einer Behörde oder einen Beamten durch Gewalt oder Drohung an einer Handlung, die innerhalb ihrer Amtsbefugnisse liegt, hindert, zu einer Amtshandlung nötigt oder während einer Amtshandlung tätlich angreift, wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder Geldstrafe bestraft.
Art. 286 StGB  Hinderung einer Amtshandlung

Wer eine Behörde, ein Mitglied einer Behörde oder einen Beamten an einer Handlung hindert, die innerhalb ihrer Amtsbefugnisse liegt, wird mit Geldstrafe bis zu 30 Tagessätzen bestraft.208

Zudem hat das Gericht die Möglichkeit, einem drohenden Menschen eine Friedenbürgschaft gemäss Art. 66 StGB (Fassung vom 1.1.2007) abzunehmen:

Art. 66 StGB

1 Besteht die Gefahr, dass jemand ein Verbrechen oder Vergehen ausführen wird, mit dem er gedroht hat, oder legt jemand, der wegen eines Verbrechens oder eines Vergehens verurteilt wird, die bestimmte Absicht an den Tag, die Tat zu wiederholen, so kann ihm das Gericht auf Antrag des Bedrohten das Versprechen abnehmen, die Tat nicht auszuführen, und ihn anhalten, angemessene Sicherheit dafür zu leisten. 

2 Verweigert er das Versprechen oder leistet er böswillig die Sicherheit nicht innerhalb der bestimmten Frist, so kann ihn das Gericht durch Sicherheitshaft zum Versprechen oder zur Leistung von Sicherheit anhalten. Die Sicherheitshaft darf nicht länger als zwei Monate dauern. Sie wird wie eine kurze Freiheitsstrafe vollzogen (Art. 79).

3  Begeht er das Verbrechen oder das Vergehen innerhalb von zwei Jahren, nachdem er die Sicherheit geleistet hat, so verfällt die Sicherheit dem Staate. Andernfalls wird sie zurückgegeben.

Welche Mittel im Einzelfall einzusetzen sind, muss aufgrund der konkreten Gefährdungssituation abgeschätzt werden.
Mit freundlichen Grüssen

Kurt Affolter

lic. iur., Fürsprecher und Notar

Ligerz, 23. Mai 2007
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